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Teil I 
 
Grundlagen der Planung: 
 
Folgende Gesetze bilden die Grundlage für die 1. Änderung des Flächennutzungs-
planes der Gemeinde Knorrendorf: 
 

 das Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 
2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 12. Juli 2023  
(BGBl. 2023 I Nr. 184) 

 

 die Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - 
BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176)  
sowie 

 

 die Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 
(Planzeichenverordnung - PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802)  
 

 
Der Änderungsbereich der 1. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde 
Knorrendorf befindet sich in der Gemeinde Knorrendorf in der Gemarkung Kleeth, Flur 
2 und betrifft die Flurstücke Nr. 37, 39, 40 und 43 sowie Teilflächen der Flurstücke Nr. 
35, 36, 38, 41 und 65 sowie Flur 1, Flurstück Nr. 68. 
 
Der Bereich der 1. Änderung des Flächennutzungsplanes umfasst eine Fläche von 
insgesamt ca. 16,1 ha westlich der Bahnstrecke Stavenhagen-Neubrandenburg. Bei 
der Vorhabenfläche handelt es sich um eine Ackerfläche, die unmittelbar westlich an 
die Bahntrasse angrenzt. Die 1. Änderung des Flächennutzungsplanes steht im 
Zusammenhang mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 2 „Solarpark an der 
Bahn“.  
 
Planungsziel des B-Planes ist, auf der Fläche des Plangebietes westlich der 
Bahnstrecke Stavenhagen-Neubrandenburg die planungsrechtlichen Voraussetzungen 
zu schaffen, um diese Fläche zur Erzeugung regenerativer Energien zu nutzen.  
 
Hauptverursacher des Klimawandels ist der Ausstoß von Kohlendioxid (CO2) durch die 
Verbrennung fossiler Rohstoffe zur Energiegewinnung. Eine Photovoltaikanlage dient 
der Umwandlung der Sonnenenergie in elektrische Energie. Die Stromerzeugung 
erfolgt emissionsfrei. Daher ist die Nutzung der Sonnenenergie eine 
zukunftsorientierte, klimaschützende Möglichkeit zur Deckung des Energiebedarfs. 
Ein Grundsatz der Raumordnung und Landesplanung in Bezug auf die Energiepolitik 
besteht darin, den Anteil erneuerbarer Energien insbesondere auch der Sonnenenergie 
aus Gründen des Ressourcen- und Klimaschutzes sowie der Versorgungssicherheit zu 
erhöhen. Die vorrangige Nutzung versiegelter Flächen oder geeigneter 
Konversionsflächen schließt aber eine Inanspruchnahme von Ackerflächen entlang der 
Autobahnen und Schienenwege nicht aus. Da diese Flächen durch Lärm und Abgase 
des Straßen- und Schienenverkehrs belastet und deshalb sowohl wirtschaftlich als 
auch ökologisch weniger wertvoll sind, hat die Förderpolitik durch das EEG 
entsprechende Anreize geschaffen, diese Flächen zur Solarstromerzeugung zu nutzen. 

 
Mit der Änderung des EEG vom 01.07.2010 wurde deshalb im Rahmen des § 32 Abs. 
3 Nr. 4 EEG ein neues Flächenkriterium eingeführt. Nach diesem Flächenkriterium 
können PV-Anlagen an Verkehrswegen (Autobahnen und Bahnstrecken) unter den 
folgenden Voraussetzungen eine EEG Vergütung erhalten: 
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- Die PV-Anlage muss im Geltungsbereich eines Bebauungsplans, der zumindest auch  
  zu diesem Zweck nach dem 01.09.2003 aufgestellt oder geändert wurde, errichtet  
  werden. 
- Die PV-Anlage muss in einer Entfernung von bis zu 110 m, gemessen vom äußeren  
  Rand der befestigten Fahrbahn, längs an einer Autobahn bzw. eines Schienenweges  
  liegen. 

 
Mit der EEG-Novelle 2023 wurde ein klares Zukunftssignal für mehr Klimaschutz und 
mehr erneuerbare Energien gesetzt.  
Es legt die Grundlagen dafür, dass Deutschland klimaneutral wird. Mit einem 
konsequenten, deutlich schnelleren Ausbau soll der Anteil erneuerbarer Energien am 
Bruttostromverbrauch bis 2030 auf mindestens 80 Prozent steigen. Das neue EEG 
2023 wird erstmals konsequent auf das Erreichen des 1,5-Grad-Pfades nach dem 
Pariser Klimaschutzabkommen ausgerichtet. Der Anteil der erneuerbaren Energien am 
Bruttostromverbrauch soll innerhalb von weniger als einem Jahrzehnt fast verdoppelt 
werden. Zudem wird die Geschwindigkeit beim Ausbau der erneuerbaren Energien 
verdreifacht – zu Wasser, zu Land und auf dem Dach.  
Bereits seit dem 29. Juli 2022 ist gesetzlich festgelegt, dass die erneuerbaren Energien 
im überwiegenden öffentlichen Interesse liegen und der öffentlichen Sicherheit dienen. 
Damit haben sie bei Abwägungsentscheidungen künftig Vorrang vor anderen 
Interessen. Somit kann das Tempo von Planungs- und Genehmigungsverfahren 
deutlich erhöht werden. 
Um das neue Ausbauziel für Wind- und Solarstrom zu erreichen, werden die 
Ausschreibungsmengen für die Zeit bis 2028/29 deutlich erhöht. Bis 2030 sollen 
mindestens 80 Prozent des Stromverbrauchs in Deutschland aus erneuerbaren 
Energien stammen. Das bedeutet fast eine Verdoppelung des Anteils am 
Gesamtstromverbrauch. Denn bis zum Ende dieses Jahrzehnts wird die 
Stromproduktion von 600 Terawatt auf 800 Terawatt steigen – für mehr elektrifizierte 
Industrieprozesse, Wärme und Elektromobilität. 

 
Der Landtag von Mecklenburg-Vorpommern hat den Weg frei gemacht, PV-Anlagen 
unter bestimmten Kriterien auch auf landwirtschaftlichen Flächen zu errichten. Um von 
dem bestehenden Ziel der Raumordnung, das besagt, dass Freiflächen-PV-Anlagen 
nur im 110-m-Streifen neben Verkehrstrassen und auf Konversionsstandorten zulässig 
sind, sind entsprechende Projekte über ein Zielabweichungsverfahren zu genehmigen.  

 
Da die Errichtung der Solaranlage von wirtschaftlicher Bedeutung für die Gemeinde ist 
und die Energiepolitik des Landes zur Förderung erneuerbarer Energien unterstützt, 
hat die Gemeinde beschlossen, mit dem Bebauungsplan Nr. 2 hierfür die 
planungsrechtlichen Voraussetzungen zu schaffen. 
Der Vorhabenträger hat sich verpflichtet, alle im Zusammenhang mit der 
Planaufstellung, der Erschließung und Kompensation entstehenden Kosten zu tragen, 
hierzu wird ein städtebaulicher Vertrag geschlossen. Eine Vorhabenbeschreibung ist 
der Begründung zum Bebauungsplan als Anlage beigefügt. 

 
Durch die zeitliche Befristung der Betriebsdauer auf 30 Jahre mit anschließender 
Folgenutzung der Flächen für die Landwirtschaft, wird dem Grundsatz der 
landwirtschaftlichen Bodennutzung langfristig Rechnung getragen. 

 
Nach Ablauf der Betriebsdauer erfolgt ein Rückbau der Solaranlage und die Flächen 
werden wieder der landwirtschaftlichen Nutzung zugeführt. Alle Komponenten der PV-
Anlage werden einem geordneten Recycling und dadurch dem Wertstoffkreislauf 
zugeführt. 
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Im wirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde Knorrendorf ist das Plangebiet des 
Bebauungsplanes Nr. 2 „Solarpark an der Bahn“ als Fläche für die Landwirtschaft 
ausgewiesen. Um die Planungen der Gemeinde in Übereinstimmung zu bringen, wird 
auf Beschluss der Gemeindevertretung der wirksame Flächennutzungsplan im 
Parallelverfahren mit der Zielstellung geändert, den Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes Nr. 2 als Sonstiges Sondergebiet nach § 11 BauNVO mit der 
Zweckbestimmung „Photovoltaikanlage“ auszuweisen.  
 
Aufgrund der lückenlosen Übertragbarkeit der Planungsziele aus dem B-Plan auf die 
Darstellung des Sondergebietes mit der Zweckbestimmung „Photovoltaikanlage“ im 
FNP lässt sich die konzeptionelle Strategie der Gemeinde nachvollziehbar erkennen. 
Die für den Vorentwurf des B-Planes erstellte Übersicht zum Natur- und Artenschutz 
kann auch für die Planung der 1. Änderung des FNP herangezogen werden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  Anlagen 
- Übersicht zum Natur- und Artenschutz 
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